
STURM- 
WARNUNG

Wenn der Brexit eine harte EU-
Grenze bringt, wird sie Nordirland 
vom Rest der Insel trennen. Für die 
Unternehmer der Region wäre es 
eine wirtschaftliche Katastrophe – 
und für den irischen Frieden eine 
unberechenbare Gefahr

T E X T : 
C L AU S  H E C K I N G 

F O T O S : 
F L O R I A N  T H O S S

Im Hafen der 
nordirischen 
Stadt Kilkeel: Was 
die Fischer hier 
anliefern, wird 
meist in die EU 
oder den irischen 
Süden exportiert
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Den Krebsen sieht man nicht 
an, aus welchem Teil der 
Irischen See sie kommen.

im nordirischen Fischerstädtchen 
Kilkeel zu verarbeiten.

Aber spätestens am 29. März 
2019 um 23 Uhr Ortszeit wird alles 
anders. Dann ist Brexit. Die irischen 
Häfen werden zu einem anderen 
Wirtschaftsgebiet gehören als Kil-
keel, die bisher unsichtbare inner
irische Grenze wird zur EU-Außen-
grenze. Andrew Rooney weiß nicht, 
ob sein Familienunternehmen dann 
noch eine Zukunft hat. „Wir impor-
tieren 90 Prozent unserer Rohware 
aus Irland“, sagt er. „Und von unse-
ren Produkten verkaufen wir 60 bis 
70 Prozent in die EU.“

Vielen Unternehmern hier 
macht der EU-Ausstieg Angst. 56 Pro-
zent der Nordiren haben gegen ihn 
gestimmt. 30 000  Pendler am Tag 
und mehr als 250 000 Lkw im Mo-
nat queren derzeit die innerirische 
Grenze, von der unklar ist, wie sie 
nach dem Stichtag aussehen wird. 

Der freie Grenzverkehr hat 
dem traditionell armen, landwirt-
schaftlich geprägten Nordirland be-
achtlichen Wohlstand beschert. 
Der gerät nun in Gefahr. Die Region 
könnte der große Verlierer des Brexit 
werden – nicht zuletzt, weil auf der 
Insel auch immer der wacklige Frie-
den auf dem Spiel steht. 

DAS WIRTSCHAFTSWUNDER
Nordirland hat in den 90er-Jahren 
ein kleines Wirtschaftswunder er-
lebt. Als der EU-Binnenmarkt die 
Grenze zur irischen Republik auf-
weichte, blühte der Landstrich auf. 
Plötzlich war er kein abgelegener 
Außenposten mit bürgerkriegsähn-
lichen Unruhen mehr, sondern Teil 
einer prosperierenden Insel. 

Der Handel mit dem boomen-
den Süden wuchs, die EU finanzierte 
Straßen und Bahnverbindungen, die 
Arbeitslosigkeit im Norden sank von 
fast 13 auf heute 3,5 Prozent. Nord-
irlands Öffnung ist eine Erfolgsge-
schichte. Auch wenn es in Kilkeel auf 
den ersten Blick nicht so aussieht.

Es regnet quer an diesem Mor-
gen. Windböen fegen durch Nord-

Hunderte der Tiere liegen zappelnd 
vor der Sortiermaschine. Sie war-
ten darauf, gewogen und schließlich 
schockgefrostet zu werden: „Minus 
100  Grad Celsius, 14  Minuten“, er-
klärt Andrew Rooney. 

Der Chef des nordirischen Un-
ternehmens Rooney Fish, 45, ra-
sierte Glatze, Seemannsbart, weiß 
nicht genau, woher diese Krebslie-
ferung stammt. Bisher spielt es für 

ihn auch keine Rolle, ob die Ware in 
nordirischen oder irisch-republika-
nischen Gewässern gefangen wurde. 
Noch ist die Grenze zwischen beiden 
Inselteilen offen, noch muss Roo-
ney keine Zölle zahlen, noch kann 
er seine Lastwagen ohne Grenzkon-
trollen in den Süden schicken, um 
den irischen Fischern ihre Scam-
pi, Jakobsmuscheln, Taschenkreb-
se oder Hummer abzukaufen und sie 

fest: Fangquoten, Schonzeiten, Be-
schränkung der Tage auf hoher See, 
Mindestmaschenweiten für Netze. 
Viele Skipper gaben auf – und geben 
bis heute Brüssel die Schuld. „Taking 
back control!“ – bei kaum einer Be-
rufsgruppe kam der Slogan der briti-
schen Leave.EU-Kampagne so gut an. 

EXPORT NACH SÜDEUROPA
Kilkeel lebt längst nicht mehr vom 
Hochseefischen. Der mit Abstand 
größte Arbeitgeber im 8 000-Einwoh-
ner-Ort ist heute ein Hersteller von 
Flugzeugsitzen. Vor der Küste wer-
den in Aquakulturen Muscheln und 
Austern gezüchtet, der Rohstoff für 
Rooney Fish und andere Fabriken.

Für die verbliebenen Fischer 
von Kilkeel wird es nach dem EU-
Austritt noch komplizierter, ihren 
Fang an den Mann zu bringen. Denn 
die Meeresfrüchte, die hier so reich-
lich gedeihen, sind bei heimischen 
Konsumenten nicht sehr beliebt. In 
Südeuropa dafür umso mehr. Bei 
Rooney Fish kleben bulgarische Ar-
beiterinnen spanischsprachige Eti-
ketten auf Pakete mit tiefgekühlten 
Jakobsmuscheln. Eine Scampi-Lie-
ferung geht nach Italien, die Austern 
sind vor allem in Frankreich gefragt. 

Au s  d e m  E i n - M a n n - B e -
trieb, den Rooneys Vater in den 
80er-Jahren startete, ist ein 

irlands größten Fischerhafen. Die 
meisten Boote hier sehen aus, als 
seien sie lange nicht benutzt wor-
den. Nur auf einem zeigt sich Leben: 
Ein paar Seeleute inspizieren Netze. 

Kilkeel war einst das Mekka 
der nordirischen Fischer. Eine Aus-
stellung im kleinen Stadtmuseum 
huldigt der guten alten Zeit, als man 
von einem Hafenende zum anderen 
quer über die Decks laufen konnte, 
so dicht drängten sich die Schiffe. 
An die 120 Boote brachten bis Anfang 
der 90er-Jahre oft reiche Beute ein: 
Hering, Kabeljau, Dorsch. Die Fisch-
gründe vor der Küste gaben es her. 

Doch nach vielen Jahrzehn-
ten Ausbeutung waren die Bestände 
überfischt. Zum Schutz der Schwär-
me legte die EU immer neue Regeln 
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Andrew Rooney verarbeitet  

im nordirischen Kilkeel  
Meeresfrüchte, die er auf  

beiden Seiten der inneririschen  
Grenze einkauft
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mittelständisches Unternehmen mit 
65 Mitarbeitern geworden. Ohne den 
Fall der Grenze wäre das nie möglich 
gewesen. Das Auslandsgeschäft laufe 
gut, sagt Rooney, aber die Margen sei-
en klein. „Wenn wir auf Importe aus 
Irland oder Exporte in die EU nur ein 
Prozent Zoll zahlen müssten, bekä-
men wir ein Problem. Mein schärfs-
ter Konkurrent sitzt in Irland, er 
hätte einen enormen Wettbewerbs-
vorteil.“ Noch bedrohlicher wären 
Grenzkontrollen. Schon 20 Minuten 
Wartezeit können hochempfindliche 
Meeresfrüchte schädigen. 

„Die EU braucht uns nicht“, 
sagt Rooney. „Aber wir die EU.“

GRENZGESCHÄFTE
Rooney Fish ist nur eines von weit 
über 10 000 nord- und südirischen 
Unternehmen, die grenzüberschrei-
tende Geschäfte machen. Besonders 
in der Lebensmittelindustrie, Nord-
irlands wichtigstem Wirtschaftssek-
tor, sind die Verflechtungen groß. 

Etwa jedes dritte nordiri-
sche Schaf wird in der Republik ge-
schlachtet – und jedes zweite repu-
blikanische Hühnchen im Norden. 
30 Prozent der nordirischen Milch-
produktion werden im Süden zu 
Sahne, Butter und Käse verarbeitet, 
umgekehrt lassen irische Marken 
wie Guinness und Baileys in Belfast 
abfüllen. Zölle, Handelsschranken, 
Grenzwartezeiten – all das könn-
te die Lieferketten zerreißen. Es 
wäre ein Desaster, vor allem für den 
Norden. 30  Prozent seiner Expor-
te gehen in die Republik, insgesamt 
56 Prozent in die EU.

„Es wird keine Rückkehr zu 
den Grenzen der Vergangenheit ge-
ben“, hat Theresa May versprochen. 
Aber eine konkrete Alternative hat 
sie nicht vorgestellt. Und Michel Bar-
nier, der EU-Chefunterhändler, hat 
bereits angekündigt, dass ohne ein 
umfassendes Abkommen zwischen 
London und Brüssel sämtliche Im-
porte von Tieren und Tierprodukten 
durch Grenzkontrollen müssten. In 
einer Umfrage des britischen Indust-

die in Nordirland drei Jahrzehnte 
lang für die Vereinigung mit dem Sü-
den kämpfte, gegen protestantische 
Unionisten und die britische Armee.

Troubles nannten die Nordiren 
verharmlosend die bürgerkriegs
ähnlichen Zustände: Probleme. „Es 
waren schreckliche Zeiten“, sagt 
Fearon. Der Unternehmer, 61, leuch-
tend blaue Augen, buschige Brauen, 
schlohweißes Haar, hat nicht nur 
den Freund verloren, sondern auch 
einen Schwager, der starb, als eine 
selbst gelegte Bombe hochging. 

ALTE WUNDEN
Bandit Country, wie das Grenzge-
biet hieß, war eine Hochsicherheits
zone. Hubschrauber kreisten Tag 
und Nacht, die Briten errichteten 
Wachtürme wie an der innerdeut-
schen Grenze. Nur an 18 Übergän-
gen war der Grenzübertritt gestat-
tet, davor stauten sich Autos, Busse, 
Lastwagen. Gute Geschäfte machten 
nur Schmuggler, die Arbeitslosen
rate betrug fast 30 Prozent.

„Wir lebten am Ende der Welt“, 
sagt Fearon. Wenn er nach Dundalk 
wollte, die nächste Stadt auf irischer 
Seite, brauchte er vier bis fünf Stun-
den. Heute ist er in 20 Minuten da, 
und er legt den Weg ständig zurück. 
Fearon verkauft Küchen, fast die 

Hälfte seiner Abnehmer leben im Sü-
den. „Seit der Öffnung“, sagt er, „sind 
wir mittendrin im Markt.“

Das Karfreitagsabkommen von 
1998 war der Wendepunkt. Damals 
einigten sich Republikaner und Uni-
onisten, Irland und Großbritannien 
auf ein Ende der Gewalt. Doch im Ja-
nuar 2017 ist Nordirlands Regierung 
zerbrochen – am Streit zwischen der 
protestantischen Democratic Unio
nist Party und der katholischen Sinn 
Féin. Seit fast anderthalb Jahren 
gibt es keine arbeitsfähige Regional-
regierung. Ausgerechnet jetzt, wo 
die alten Gräben wieder aufreißen 
könnten, haben die Nordiren keine 
politische Vertretung.

rieverbands erklärten 81 Prozent der 
nordirischen Unternehmer, ihnen 
sei unklar, wie May einen guten Deal 
für ihre Region erreichen könne.

Wenn Declan Fearon die Gren-
ze hinter der Herz-Jesu-Kirche von 
Jonesborough überquert, besucht 
er immer seinen guten Freund. Der 
liegt auf dem katholischen Fried-
hof, auf irischem Hoheitsgebiet, das 
gleich hinter dem Friedhofseingang 
beginnt. Am Grabmal weht die grün-
weiß-orange irische Trikolore. Auf 
dem Stein sind zwei Wächter mit Ge-
wehren in der Hand eingraviert. 

Fearons Freund wurde wie ein 
Held begraben. Keine 20 war er, als 
er in den 70er-Jahren von britischen 
Soldaten erschossen wurde. Er ge-
hörte der Untergrundarmee IRA an, 
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Declan Fearon hat im Nord­
irlandkonflikt Freunde und  
Verwandte verloren – und  

verkauft heute Küchen auf bei­
den Seiten der Grenze
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in Crossmaglen kommen  
der Ofen aus Deutschland,  

das Mehl aus Großbritannien,  
die Margarine aus Belgien,  
der Zucker aus Frankreich,  
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gerade eine Charge vor, bis zu 20 000 
Laibe produzieren sie am Tag. Ein Ar-
beiter wirft Teigklumpen in die For-
men, ein anderer streicht sie glatt. Die 
beiden stammen aus Kroatien und Li-
tauen. „Es gibt so gut wie keine briti-
schen Bäcker mehr“, sagt Waddell. 

Der Ofen kommt aus Deutsch-
land. Das Mehl aus Großbritannien, 
die Margarine aus Belgien, der Zu-
cker aus Frankreich, Kirschen und 
Rosinen aus Griechenland. Fast zwei 
Drittel der Produktion gehen nach 
Irland, wo McNamee’s große Kunden 
und zwei Filialen hat. „Wir Unter-
nehmer haben hier etwas aufgebaut 
nach dem Karfreitagsabkommen“, 
sagt Waddell. „Aber die Politiker las-
sen uns völlig im Dunkeln, was nach 
dem Brexit geschieht.“ 

NIEMAND INVESTIERT MEHR
Waddell wollte eigentlich die Fabrik 
vergrößern, das Fundament war 
schon gegossen. Aber nach dem Re-
ferendum stoppte er den Bau. „Falls 
Zölle oder Kontrollen kommen, ist 
es vielleicht besser, eine Fabrik in 
Irland zu bauen.“ Jedes dritte nord
irische Unternehmen hat Investitio-
nen auf Eis gelegt oder abgeblasen. 

Waddell hält auch den Frieden 
für fragil. Der Religionskonflikt auf 
der Insel sei mehr als drei Jahrhun-

derte alt – 20 Jahre Ruhe seien nichts 
dagegen. Ein einziger Anschlag kön-
ne die Spirale wieder in Gang setzen. 
Der Konflikt ist noch immer sichtbar 
im nordirischen Alltag. In Crossma-
glen huldigt ein überlebensgroßes 
Plakat der IRA, in Belfast verherr
lichen Wandmalereien Kämpfer der 
Ulster Volunteer Force. Meterho-
he Mauern, sogenannte peace walls, 
trennen noch immer protestantische 
und katholische Wohnviertel. Vor al-
lem die Unionisten wollen das so.

Arlene Foster, die Chefin der 
Democratic Unionist Party (DUP), 
hat den Brexit propagiert – und 
lehnt kategorisch einen Sondersta-
tus ab, der es Nordirland erlauben 
würde, im Binnenmarkt und der 
Zollunion zu verbleiben. Denn dann 
würde die Wirtschaftsaußengren-
ze der EU quer durchs Meer verlau-
fen, zwischen den Inseln Irland und 
Großbritannien. Die nordirischen 
Unionisten fürchten, das könnte Be-
fürwortern einer irischen Wieder-
vereinigung Auftrieb geben. Und 
weil May auf die Stimmen der DUP 
angewiesen ist, wird die harte inner
irische Grenze, die eigentlich nie-
mand will, immer wahrscheinlicher. 

„Wenn sie kommt, werden wir 
eine unserer Fabriken nach Irland 
verlegen müssen“, sagt John Mc-
Cann. Der 73-Jährige ist Chef von 
Willowbrook Foods in Killinchy. 
Sein Unternehmen stellt verpack-
te Fertigsalate her, 300 Mitarbeiter 
erwirtschaften 40 Mio. Pfund Um-
satz. Von Oktober bis Mai, wenn im 
Norden nichts wächst, muss Willow-
brook Rohware aus Südeuropa im-
portieren. Und drei Viertel seiner 
Arbeiter sind EU-Ausländer: Polen, 
Balten, Rumänen, Bulgaren. Doch 
seit dem Referendum sind Bewer-
bungen von Osteuropäern drastisch 
zurückgegangen. Viele fürchten of-
fenbar, ausgewiesen oder diskrimi-
niert zu werden.

Ersatz findet McCann nicht 
leicht. Nordiren wollen nicht im 
Schichtbetrieb Gemüse schneiden. 
Für sie gibt es genügend bessere Ar-
beitsplätze in Nordirland. Noch.

In den dunklen Jahren hätte 
sich der Protestant Michael Waddell 
nie nach Crossmaglen gewagt. Der 
nordirische Ort, auf drei Seiten von 
Irland umschlossen, war berüchtigt 
für seine Heckenschützen. Seit dem 
Karfreitagsabkommen aber kann 
Waddell bedenkenlos hierherpen-
deln. Der 60-Jährige leitet die Bäcke-
rei McNamee’s, den größten Arbeit-
geber des Ortes. Seine Entscheidung, 
in den damals noch übersichtlichen 
Familienbetrieb einzusteigen, hat er 
nie bereut. „Ich bin nie wegen mei-
ner Religion angefeindet worden. 
Und hier konnte ich etwas bewegen.“ 

In der Fabrik duftet es nach fri-
schem Brot. Waddells Leute bereiten 

Scheiden ist zäh
Der Stand der Verhandlungen zum Brexit

Um Mitternacht mitteleuropäischer 
Zeit am 29. März nächsten Jahres 
verlässt Großbritannien die EU. Die 
Verhandlungen über die genauen 
Konditionen des Austritts und die 
künftigen Beziehungen gestalten sich 
so schwierig, dass die 27 restlichen 
Mitgliedstaaten der EU und Groß­
britannien bereits eine Übergangszeit 
vereinbart haben, in der die meisten 
alten Regeln weiter gelten sollen. 
Capital gibt einen Überblick über die 
wichtigsten Baustellen.

ZÖLLE 
Künftig liegt Großbritannien jenseits 
der EU-Außengrenze – und damit 
außerhalb des EU-Binnenmarkts 
und der Zollunion. So will es Pre­
mierministerin Theresa May, so 
fordern es einflussreiche Brexit-
Hardliner. Der Zoll-Exit würde aber 
Grenzkontrollen fast unvermeidbar 
machen – vor allem an der rund 
500 Kilometer langen Landesgrenze 
zwischen Nordirland und Irland. May 
favorisiert als Ausweg eine Zollpart­
nerschaft: Britische Beamte sollen 
demnach Zollgebühren für die EU 
einsammeln, wenn Waren in Groß­
britannien ankommen, die für die EU 
bestimmt sind. Nur für Waren, die 
für Großbritannien selbst bestimmt 
sind, würden eigene Zölle gelten.
Hardliner in Mays Partei stellen sich 
gegen diese Idee. Die Brexiteers 
fordern, es müsse stattdessen 
„technologische Lösungen“ geben, 
also automatisierte Zollkontrollen 
zwischen Großbritannien und der 
EU. Und dazu „Trusted Trader“-
Programme, die es Unternehmen 
ermöglichen sollen, anfallende 
Zölle nicht bei jedem Grenzübertritt, 
sondern in regelmäßigen Zeitabstän­
den zu begleichen. Die Unterhändler 
der EU lehnen beide Vorschläge als 
unbrauchbar ab. 

NORDIRLAND 
Eine Alternative wäre ein Sondersta­
tus für Nordirland, zum Beispiel in­
dem die Region mit der EU-Zollunion 

assoziiert wird. Dann wären weniger 
oder gar keine Grenzkontrollen zu Ir­
land nötig. Dies aber lehnen vor allem 
die nordirischen Unionisten der Partei 
DUP entschieden ab. Denn dann wür­
de die Wirtschaftsgrenze durch die 
Irische See verlaufen, zwischen den 
Inseln Irland und Großbritannien. Das, 
so fürchtet DUP-Chefin Arlene Foster, 
könne die Einheit des Vereinigten 
Königreichs gefährden – oder gar den 
Befürwortern der Wiedervereinigung 
Irlands Auftrieb geben. May ist auf die 
Stimmen der DUP angewiesen, um 
eine Mehrheit im Londoner Unterhaus 
hinter sich zu haben.

HANDEL
Die übrigen 27 EU-Staaten haben 
auf einem EU-Gipfel Ende März er­
klärt, sie seien prinzipiell bereit für 
ein „ausgewogenes, ehrgeiziges und 
weitreichendes Freihandelsabkom­
men“. Wie dies konkret aussehen 
soll, ist noch völlig unklar. Bis zum 
29. März 2019 wird es daher wohl 
keinen solchen Vertrag geben. Selbst 
eine Vereinbarung bis zum Ablauf der 
Übergangsperiode Ende 2020 ist aus 
heutiger Sicht fraglich.

BANKEN 
Die Finanzkonzerne in der Londoner 
City können bis Ende 2020 in der 
EU nach den heutigen Spielregeln 
agieren. Für die Zeit danach hoffen 
sie, dass May mit ihrem Vorschlag 
durchkommt, dass Großbritannien 
und die EU nach dem Brexit die Fi­
nanzmarktregulierung des jeweils 
anderen Wirtschaftsraums anerken­
nen. Dies könnte den Banken und 
Finanzdienstleistern beider Seiten 
einen weitgehenden gegenseitigen 
Marktzugang ermöglichen. Allerdings 
müssten May und ihre Emissäre erst 
mal einen solchen Deal aushandeln. 
Und es ist unwahrscheinlich, dass 
sich Brüssel auf eine Teilvereinbarung 
für den Finanzsektor einlässt, ehe 
nicht alle Scheidungsmodalitäten 
ausverhandelt sind. Auch die Banker 
müssen sich also in Geduld üben.
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Foods besteht die Belegschaft 
zu drei Vierteln aus EU-

Ausländern: Polen, Balten,  
Rumänen, Bulgaren
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